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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 11.10.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
Â 

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente.

Die 1970 geborene KlÃ¤gerin war als Produktionshelferin und zuletzt bis 2018 als
geringfÃ¼gig beschÃ¤ftigte Reinigungskraft versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
Seitdem ist sie arbeitslos. In einer sozialmedizinischen Stellungnahme des
Ã¤rztlichen Dienstes der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit durch M1 vom 14.05.2019
wurde von einer LeistungsunfÃ¤higkeit fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r
voraussichtlich lÃ¤nger als 6 Monate, aber nicht von Dauer, aufgrund einer
deutlichen psychischen und neurogenen Minderbelastbarkeit infolge einer
depressiven Erkrankung und eines chronischen Schmerzsyndroms ausgegangen,
wobei medizinische MaÃ�nahmen im Vordergrund stÃ¼nden.
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Vom 21.01.2020 bis 18.02.2020 absolvierte die KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme in der Klinik H1. Im Entlassbericht vom 30.03.2020
wurde u.a. eine eingeschrÃ¤nkte DurchhaltefÃ¤higkeit bei chronischer
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, eine rezidivierende
depressive StÃ¶rung mit gegenwÃ¤rtig mittelgradiger Episode mit
eingeschrÃ¤nkter SelbstbehauptungsfÃ¤higkeit und eine Androphobie (Angst vor
MÃ¤nnern) mit erheblichen EinschrÃ¤nkungen im Einzelkontakt mit MÃ¤nnern
beschrieben. FÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten wurde ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen mit diversen qualitativen EinschrÃ¤nkungen attestiert. FÃ¼r
die TÃ¤tigkeit als Produktionshelferin und Reinigungskraft bestehe eine
LeistungsfÃ¤higkeit von unter 3 Stunden. Es wurde eine ambulante Psychotherapie
empfohlen. Die therapeutischen MÃ¶glichkeiten seien noch nicht ausgeschÃ¶pft. In
einer sozialmedizinischen Stellungnahme fÃ¼r die Beklagte vom 08.04.2020
schloss sich D1, , dieser Leistungsbeurteilung an. F1 gelangte demgegenÃ¼ber
fÃ¼r den Ã¤rztlichen Dienst der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in einer Stellungnahme
vom 08.05.2020 erneut zu dem Ergebnis, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r voraussichtlich
bis zu 6 Monate tÃ¤glich weniger als 3 Stunden leistungsfÃ¤hig sei.

Am 17.06.2020 beantragte die KlÃ¤gerin nach Aufforderung des Jobcenters E1 die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung. Die Beklagte holte eine weitere
Stellungnahme von L1, FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie und Sozialmedizin, vom
10.8.2020 ein, die an der EinschÃ¤tzung von D1 festhielt.

Mit Bescheid vom 11.08.2020 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen Erwerbsminderung dieser Beurteilung folgend ab. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
noch mindestens 6 Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes tÃ¤tig sei.

Mit ihrem am 08.09.2020 eingelegten Widerspruch machte die KlÃ¤gerin geltend,
die Beklagte habe es versÃ¤umt, aktuelle Befundberichte beizuziehen, und
verlangte eine persÃ¶nliche Untersuchung. Die Beklagte lieÃ� die KlÃ¤gerin
daraufhin nach Einholung weiterer Befundberichte am 24.02.2021 durch D1,
begutachten. Diese diagnostizierte eine SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren, zum Untersuchungszeitpunkt allenfalls noch leicht
ausgeprÃ¤gt, ohne hÃ¶hergradige FunktionseinschrÃ¤nkungen der Antriebs- und
Gestaltungskompetenz; Dysthymie ohne hÃ¶hergradige EinschrÃ¤nkung der
Alltagskompetenz; rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig remittiert
sowie berichtete Ã�ngste im Einzelkontakt mit MÃ¤nnern, DD ZwangsstÃ¶rung. Die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne mindestens 6 Stunden tÃ¤glich leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten stÃ¤ndig im Sitzen, Ã¼berwiegend im Gehen, in Tagschicht verrichten.
Ausgeschlossen seien TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶htem Publikumskontakt, erhÃ¶htem
Zeitdruck und fachlichen Diskussionen sowie eine regelmÃ¤Ã�ige enge
Zusammenarbeit mit MÃ¤nnern. Zu vermeiden seien hÃ¤ufiges Hocken und Knien,
Klettern und Steigen sowie Zwangshaltungen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 04.05.2021 wies die Beklagte dieser EinschÃ¤tzung
folgend den Widerspruch zurÃ¼ck. Unter BerÃ¼cksichtigung aller vorliegenden
GesundheitsstÃ¶rungen seien der KlÃ¤gerin noch leichte bis mittelschwere
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TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Stehen, Ã¼berwiegend im Gehen, stÃ¤ndig im
Sitzen, in Tagesschicht, ohne besonderen Zeitdruck, ohne lÃ¤ngere
Zwangshaltungen, ohne hÃ¤ufigen Publikumskontakt, hÃ¤ufiges Knien/Hocken,
ohne hÃ¤ufiges Klettern und Steigen sowie ohne fachliche Diskussionen 6 Stunden
und mehr tÃ¤glich zumutbar.

Die KlÃ¤gerin hat daraufhin am 31.05.2021 Klage zum Sozialgericht Karlsruhe (SG)
erhoben. Ihre depressive StÃ¶rung sei mindestens mittelgradig und damit schwerer,
als von D1 festgestellt. Sie sei nicht mehr in der Lage, ohne Begleitung das Haus zu
verlassen. Zudem leide sie an chronischen Schmerzen und kÃ¶nne kÃ¶rperlich
anstrengende TÃ¤tigkeiten im Haushalt nicht ohne UnterstÃ¼tzung ihres
Ehemannes erledigen. Die KlÃ¤gerin hat zudem aktuelle Befundberichte bezÃ¼glich
eines im Juli 2021 diagnostizierten Plattenepithelkarzinoms der Vulva vorgelegt,
welches operativ behandelt wurde.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage ohne weitere Ermittlungen
mit Gerichtsbescheid vom 11.10.2021 abgewiesen und sich dabei Ã¼berwiegend
auf das im Wege des Urkundsbeweises herangezogene Verwaltungsgutachten von
D1 gestÃ¼tzt. Die von D1 erhobenen Befunde hÃ¤tten eine Remission der
depressiven Erkrankung im Vergleich zum Aufenthalt in der Klinik H1 ergeben.
Zudem habe D1 nachvollziehbar unter Verweis auf die Reha-Entlassberichte
dargelegt, dass die bestehende Androphobie nicht generell einer TÃ¤tigkeit
auÃ�erhalb des hÃ¤uslichen Umfelds entgegenstehe. Aus diesen Berichten ergebe
sich ebenfalls, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber ausreichende BewÃ¤ltigungsstrategin in
Bezug auf soziale Kontakte mit MÃ¤nnern verfÃ¼ge.

Die KlÃ¤gerin hat gegen den ihr am 19.01.2022 zugestellten Gerichtsbescheid am
16.02.2022 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
eingelegt und weitere Befundberichte vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichtes Karlsruhe vom 11.10.2021 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 11.08.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 04.05.2021 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin eine
Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser
Erwerbsminderung seit dem 01.06.2020 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat zur Berufungserwiderung vorgetragen, eine Intensivierung der
psychiatrischen Behandlung habe nicht stattgefunden. Von einer Verschlechterung
der psychischen Situation kÃ¶nne nicht ausgegangen werden.

Der Senat hat eine sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft von L2 vom 29.04.2022
eingeholt, bei der und deren VorgÃ¤ngerin S1 die KlÃ¤gerin seit 2018 in
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Behandlung ist. L2 hat ausgefÃ¼hrt, es sei eine stets unverÃ¤ndert anhaltende
depressive Stimmungslage angegeben worden. Die KlÃ¤gerin leide an Angst und
Depression gemischt, Spannungskopfschmerzen, einem chronischen
Schmerzsyndrom, MedikamentenÃ¼bergebrauchs-Kopfschmerz und einem Restless
Legs-Syndrom. Im August sei ein Vulvakarzinom aufgetreten, welches operativ
behandelt worden sei. Der psychopathologische Befund sei weiter unverÃ¤ndert
gewesen. Die KlÃ¤gerin sei nicht fÃ¼r 6 Stunden tÃ¤glich leistungsfÃ¤hig, da sie
neben KonzentrationsstÃ¶rungen und erheblich reduziertem DurchhaltevermÃ¶gen
auch Ã�ngste im sozialen Kontext beklage. Stresstoleranz und psychophysische
Belastbarkeit seien deutlich herabgesetzt.

Der Senat hat weiter ein neurologisch-psychiatrisch Gutachten von O1 eingeholt,
die die KlÃ¤gerin am 12.09.2022 untersuchte. In ihrem am 13.01.2023 erstellten
Gutachten hat die SachverstÃ¤ndige O1 folgende Diagnosen gestellt: chronische
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, Dysthymia, in der
Vergangenheit aufgetretene depressive Episoden, derzeit remittend, eine
chronifiziert Ã¤ngstlich depressive Symptomatik, kopfschmerzmittelabhÃ¤ngiger
Spannungskopfschmerz sowie eine periphere Polyneuropathie, mÃ¶glicherweise im
Zusammenhang mit einem bekannten Diabetes mellitus bzw. nach
Tumorerkrankung zu sehen, diskrete Wurzelreizzeichen C6 und ein beginnendes
Karpaltunnelsyndrom links. Durch weitergehende Behandlungen wie eine
multimodale Schmerztherapie und ambulante Psychotherapie sei eine
Verbesserung der Symptomatik zu erwarten. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne mit diversen
qualitativen EinschrÃ¤nkungen leichte bis gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten
mindestens 6 Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben, mit Beachtung der
Schmerzsymptomatik, mit der MÃ¶glichkeit zur Wechselhaltung, Ã¼berwiegend im
Gehen, Stehen und Sitzen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des weiteren Vorbringens
der Beteiligten wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge sowie die
Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht eingelegte
Berufung der KlÃ¤gerin ist gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 143, 144 SGG zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet. Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten vom
11.08.2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 04.05.2021 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Der angefochtene
Gerichtsbescheid des SG ist nicht zu beanstanden.

GemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) haben Versicherte
bis zur Vollendung der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie teilweise erwerbsgemindert sind (Satz 1 Nr. 1), in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Satz 1 Nr. 2) und vor
Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Satz 1 Nr.
3). Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
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Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein (Satz 2). Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
haben â�� bei im Ã�brigen identischen Tatbestandsvoraussetzungen â��
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.
2 Satz 2 SGB VI). Bei einem LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine
BeschÃ¤ftigung von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich â�� bezogen auf eine
FÃ¼nf-Tage-Woche â�� ermÃ¶glicht, liegt keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§
43 Abs. 1 und Abs. 2 SGB VI vor. Dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.Â 3 SGB VI).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung
einer Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung. Der Senat ist davon
Ã¼berzeugt, dass die KlÃ¤gerin trotz ihrer gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen in
der Lage ist, kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes unter
den im SachverstÃ¤ndigengutachten genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen
mindestens 6 Stunden tÃ¤glich zu verrichten.

Die KlÃ¤gerin leidet hauptsÃ¤chlich an GesundheitsstÃ¶rungen auf neurologisch-
psychiatrischem Gebiet, namentlich einer Dysthymia und einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung. Dies entnimmt der Senat dem Gutachten der SachverstÃ¤ndigen
O1 und dem Verwaltungsgutachten von D1, welches der Senat im Wege des
Urkundsbeweises verwertet. Beide Gutachterinnen haben eine chronische
SchmerzstÃ¶rung und eine Dysthymia diagnostiziert. Im Vergleich dazu wurde im
Reha-Entlassbericht der Klinik H1 noch von einer rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode berichtet. Dabei sind die dortigen
Ã�rzte von einer BesserungsmÃ¶glichkeit ausgegangen und haben die
TherapiemÃ¶glichkeiten als nicht ausgeschÃ¶pft angesehen. Die angeregte
ambulante Psychotherapie hat jedoch bisher nicht stattgefunden.

Bei der Untersuchung durch D1 hat sich ein ungestÃ¶rter Antrieb und eine
ungestÃ¶rte Psychomotorik gezeigt mit Affektverschiebung zum dysthymen Pol. Der
Tagesablauf der KlÃ¤gerin hat sich strukturiert gezeigt und die KlÃ¤gerin ist in der
Lage gewesen, den Haushalt selbstÃ¤ndig zu fÃ¼hren. DarÃ¼ber hinaus hat die
KlÃ¤gerin von sozialen Kontakten mit Besuchen der TÃ¶chter und Enkel, Besuch
von Familienmitgliedern im Ruhrgebiet und Reisen in die TÃ¼rkei berichtet. Im
Laufe der Untersuchung haben sich keine EinschrÃ¤nkungen durch Schmerzen
gezeigt.

Bei der Untersuchung durch die SachverstÃ¤ndige O1 hat die KlÃ¤gerin ebenfalls
von entsprechenden sozialen Kontakten und Reisen in die TÃ¼rkei, zuletzt vor
einem Jahr, berichtet. Der Haushalt wird nach Angaben der KlÃ¤gerin weiterhin von
ihr erledigt und der Tagesablauf ist strukturiert. Im Affekt hat sich die KlÃ¤gerin
freundlich und zugewandt gezeigt mit dysthymer Grundstimmung und einem
Verdeutlichungsverhalten. Aufmerksamkeit, KonzentrationsfÃ¤higkeit und
Auffassungsgabe hat die Gutachterin als ungestÃ¶rt beschrieben. BezÃ¼glich der

                               5 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

Schmerztherapie erfolgt bei der KlÃ¤gerin bisher eine Medikation nach Stufe 1
gemÃ¤Ã� den Richtlinien der WHO mit Ibuprofen 600mg einmal tÃ¤glich und
begleitend Duloxetin. Weitere analgetische MaÃ�nahmen werden nach den
Angaben gegenÃ¼ber der SachverstÃ¤ndigen O1 nicht durchgefÃ¼hrt. Die
Gutachterin kommt daher in Ã�bereinstimmung mit D1 zu dem Ergebnis, dass die
zuvor bei der KlÃ¤gerin diagnostizierte depressive Episode derzeit remittend ist und
nur noch eine Dysthymia vorliegt.

Aus diesen Befunden schlieÃ�en sowohl D1 als auch die SachverstÃ¤ndige O1 fÃ¼r
den Senat nachvollziehbar auf ein LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte bis
mittelschwere TÃ¤tigkeiten von wenigstens 6 Stunden tÃ¤glich. Dies stimmt
Ã¼berein mit der EinschÃ¤tzung im Reha-Entlassbericht der Klinik H1, wobei die
KlÃ¤gerin zwar als arbeitsunfÃ¤hig aus der Reha entlassen worden ist, die
behandelnden Ã�rzte jedoch insgesamt von einem LeistungsvermÃ¶gen von
mindestens 6 Stunden fÃ¼r leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten
ausgegangen sind. Bei der KlÃ¤gerin sind nur qualitative EinschrÃ¤nkungen, wie
TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend im Stehen, Gehen und Sitzen, in Tagesschicht, ohne
besonderen Zeitdruck, ohne lÃ¤ngere Zwangshaltungen, ohne hÃ¤ufigen
Publikumskontakt, hÃ¤ufiges Knien/Hocken, ohne hÃ¤ufiges Klettern und Steigen zu
beachten.

Die BehandlungsmÃ¶glichkeiten der KlÃ¤gerin sind ebenfalls nicht ausgeschÃ¶pft.
Dies stellt der Senat fest aufgrund der Ã¼bereinstimmenden EinschÃ¤tzung der
behandelnden Ã�rzte der Klinik H1, der D1 und O1 und der behandelnden L2. Die
von sÃ¤mtlichen Ã�rzten und auch von der behandelnden L2 vorgeschlagene
Psychotherapie wird bisher nicht durchgefÃ¼hrt. Daher ist zusÃ¤tzlich von einer
weiteren VerbesserungsmÃ¶glichkeit der psychischen Situation der KlÃ¤gerin
auszugehen.

Das bei der KlÃ¤gerin im Juli 2021 neu aufgetretene Vulva-Karzinom im Stadium
pT1a pNX L0 V0 ist ausweislich der vorgelegten Arztberichte erfolgreich operiert
worden. Ein Rezidiv ist bisher nicht aufgetreten, wie sich aus dem letzten Bericht
der Klinik fÃ¼r GynÃ¤kologie und Geburtshilfe K1 vom 24.03.2022 ergibt. Eine
lÃ¤ngerfristige EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens folgt daraus nicht.

FÃ¼r den Senat steht nach alledem fest, dass die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
BeeintrÃ¤chtigungen nicht zu einer Absenkung des LeistungsvermÃ¶gens selbst
fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf unter 6 Stunden tÃ¤glich fÃ¼hren. Die
EinschrÃ¤nkungen bedingen lediglich die benannten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen.

Bei den beschriebenen LeistungseinschrÃ¤nkungen handelt es sich auch weder um
eine Summierung mehrerer ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen, noch
liegt eine schwere spezifische Leistungsbehinderung vor, welche ausnahmsweise
â�� trotz vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens â�� die Pflicht zur Benennung einer
konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit und â�� falls dies nicht mÃ¶glich ist â�� einen
Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen voller Erwerbsminderung nach sich
ziehen kann (vgl. BSG, Urteil vom 11.12.2019 â�� B 13 R 7/18 R -, juris m.w.Nw.).
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Nach Ã�berzeugung des Senats sind die bei der KlÃ¤gerin vorliegenden
LeistungseinschrÃ¤nkungen weder als ungewÃ¶hnlich noch als spezifisch zu
bezeichnen.

Der Sachverhalt ist vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt. Die vorliegenden Ã¤rztlichen
Unterlagen und insbesondere das Gutachten der SachverstÃ¤ndigen O1 haben dem
Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen
Grundlagen vermittelt (Â§ 118 Abs. 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs. 1 ZPO).

Einen Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit steht der 1970 geborenen KlÃ¤gerin schon aus RechtsgrÃ¼nden
nicht zu (Â§ 240 Abs. 1 SGB VI).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 15.09.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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